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ZEITGESPRACH

Das Rentenreformkonzept
der Bundesregierung

Im Mai legte die Regierungskoalition ein Reformkonzept zur gesetzlichen Altersvorsorge
vor. Welche Lastenverteilung zwischen den Generationen ergibt sich danach? Wie ist die

private Zusatzversicherung zu beurteilen? Ist das Konzept transparent und schlüssig?

Bert Rürup

Das Riestersche Rentenreformkonzept:
Evolution statt Restauration oder Revolution

Wie sollen die Konsequenzen
der Bevölkerungsalterung

ökonomisch sinnvoll und genera-
tionengerecht verarbeitet wer-
den?" Dies ist die entscheidende
Frage, die von einer Rentenre-
form, die die Prädikate „zukunftso-
rientiert" und „nachhaltig" ver-
dient, beantwortet werden muss.
Wünschenswert wäre zudem eine
Antwort auf das bislang mehr po-
stulierte, denn empirisch belegte
Problem einer zunehmenden Un-
stetigkeit der Erwerbsverläufe.

Eine keineswegs auszuschlie-
ßende, zunehmende Unstetigkeit
der Erwerbsverläufe und eine Aus1

breitung nicht 'beitragspflichtiger
Formen der Erwerbsarbeit erfor-
dert eine Transformation unserer
derzeitigen lohnzentrierten Arbeit-
nehmerversicherung in eine alle
Einkunftsarten umfassende Er-
werbstätigen- bzw. Bürgerversi-
cherung. Durch eine derartige
Ausweitung der Versicherungs-
pflicht würden zugleich sowohl die
Finanzierungsbasis des Sozialren-
tensystems erweitert und gegen
Veränderungen in der Organisation
von Erwerbsarbeit immunisiert wie

auch neue Schutzbedürfnisse als
Folge einer technologisch wie
strukturwandlungsbedingten Aus-
weitung bislang ungeschützter Be-
schäftigungsverhältnisse befrie-
digt.

Allerdings, mit einer solchen
Ausweitung des Versichertenkrei-
ses würden die demografischen
Probleme nicht geringer, da in ei-
nem versicherungsmäßig organi-
sierten System jede Ausweitung
des Versichertenkreises „heute" zu
zusätzlichen Ausgaben „morgen"
führt; auch Freiberufler und Selb-
ständige werden älter. Wenn die
Erwerbsverläufe perforierter und
volatiler werden, sich traditionelle
Berufsbilder auflösen, Patchwork-
Biografien nicht mehr die Ausnah-
me sind und von einem Aufsprei-
zen des Entlohnungsfächers aus-
zugehen ist, wird unter dem
Stichwort „Armutsfestigkeit" eine
bedarfsorientierte Grundsicherung
dringlicher werden. Dies ist glück-
licherweise kein akutes Problem;
denn „Altersarmut" ist gemessen
an der Zahl der Sozialhilfeemp-
fänger an den über 65jährigen bei
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uns vergleichsweise niedrig und
seit Jahren rückläufig.

Unzutreffend ist es auch, dass
durch die geplante Absenkung des
(Zugangs-)Rentenniveaus auf 64%
sich auch für langjährig Versicherte
eine Sozialhilfebedürftigkeit ein-
stellen würde. Heute liegt die So-
zialhilfeschwelle etwa bei einem
Nettorentenniveau von 43%. Das
heißt, selbst wenn man - entgegen
den Erfahrungen der Vergangen-
heit - unterstellt, dass die Sozial-
hilfesätze entsprechend der Lohn-
entwicklung fortgeschrieben wür-
den, würde kein langjährig Versi-
cherter, der während seines Er-
werbslebens nicht über längere
Zeit Sozialhilfe bezogen hat, als
Folge dieser Niveauabsenkung in
den Sozialhilfebereich abrutschen.
Im Gegensatz zu der im letzten
Jahr erlassenen halbherzigen
„Scheinselbständigenregelung" ist
daher die nunmehr angestrebt
Lösung einer tpedarfsorientierten
Grundsicherung im Rahmen der
Sozialhilfe - ohne Regress auf un-
terhaltspflichtige Kinder oder El-
tern - ein wichtiger und richtiger
Schritt in Richtung einer armuts-
festen Alterssicherung. »
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Rentenpolitik als inter-
generative Umverteilungspolitik

In einer alternden Gesellschaft
müssen notwendigerweise die Al-
terssicherungskosten steigen, und
da diese Kosten realer Natur, d.h.
nicht „wegreformierbar" sind, kann
Rentenpolitik in einer solchen Ge-
sellschaft immer nur entscheiden,
welcher Bevölkerungs- bzw. Al-
tersgruppe wie viel von diesen
Kosten angelastet wird. Renten-
politik ist insofern immer interge-
nerative Umverteilungspolitik und
entzieht sich damit „definitiven"
wissenschaftlichen Antworten.

Eine aktuelle Fortschreibung
des Status quo (Rechtsstand Juli
2000 ohne Demografiefaktor) wür-
de im Jahre 2030 zu einem Bei-
tragssatz von 24-25%, einer Net-
tostandardrente von 4550 DM und
einem Rentenniveau von 68,5%
führen. Ein Einfrieren des Beitrags-
satzes bei 19(20)% würde zu einer
Nettostandardrente von monatlich
ca. 3690 DM (3800 DM) und einem
Absinken des Rentenniveaus auf
etwa 54(57)% führen. Innerhalb
dieser Schranken muss die Ren-
tenpolitik eine Entscheidung tref-
fen. Die angestrebten Beitrags-
und Niveauziele lassen darauf
schließen, dass die Regierung mit
dieser Reform eine Art paritätische
Teilung dieser Kosten anstrebt.

Für die naheliegende Option,
um die Kosten der Alterung nicht
via steigenden Beiträgen bei den
„Jungen", sondern nicht über Leis-
tungsrücknahmen, wohl aber über
eine Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit - z.B. über ein langfris-
tig angekündetes, gleitendes Her-
aufsetzen des Renteneintrittsalters
- bei den älteren Arbeitnehmern
bzw. Zugangsrentnern anfallen zu
lassen, hat sich die Regierung
(noch) nicht entschieden. Ein Her-
aufsetzen des Renteneintrittsalters
z.B. als Antwort auf die steigenden
Rentenlaufzeiten soll offensichtlich

als eine Art „Joker" dienen bei et-
waigen Abweichungen der tat-
sächlichen Beitragssatzentwick-
lung von der angestrebten.

Doppelter Paradigmenwechsel

Mit der hier zur Diskussion ste-
henden Reform nimmt die Regie-
rung einen doppelten Paradigmen-
wechsel vor. Zum einen strebt sie
einen Regimewechsel weg von der
„ausgabenorientierten Einnahme-
politik" an, bei der sich die Einnah-
meerfordernisse an einem vorge-
gebenen festen Leistungsniveau
orientieren, hin zu einer „einnah-
meorientierten Ausgabenpolitik"
bei der die 'Rentenleistungen eine
abhängige Variable eines ex ante
definierten Pfades der Beitrags-
bzw. Einnahmeentwicklung sind.

Die Autoren
unseres Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Bert Rürup, 56, lehrt
Finanz- und Wirtschaftspolitik
an der Technischen Univer-
sität Darmstadt und ist Mit-
glied des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung sowie des Sozialbei-
rats der Bundesregierung.

Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp,
67, ist Präsident der Landes-
zentralbank in der Freien und
Hansestadt Hamburg, in Meck-
lenburg-Vorpommern und
Schleswig-Holstein.

Prof. Dr. Winfried Schmäht,
58, ist Direktor der wirtschafts-
wissenschaftlichen Abteilung
des Zentrums für Sozialpolitik
an der Universität Bremen. Er
war bis Juli 2000 Vorsitzender
des Sozialbeirats der Bun-
desregierung.

Der zweite Positionswechsel ist
der Abschied von der Vorstellung,
durch ein einschichtiges umlagefi-
nanziertes Sozialrentensystem ein
Versorgungsniveau zu gewährlei-
sten, welches es erlaubt, im Prin-
zip den Lebensstandard der letz-
ten Arbeitsjahre aufrechtzuerhal-
ten. Die Regierung ist der - be-
gründeten - Auffassung, dass in
der Zukunft nur eine Kombination
aus Umlagerente und ergänzender
Kapitalrente in der Lage ist, eine
Lebensstandardsicherung im wah-
ren Wortsinn im Alter zu gewähr-
leisten.

Und da insbesondere in einer al-
ternden Gesellschaft die Beschäf-
tigungs- und Wachstumseffizienz
der Sozialpolitik bzw. in einer
durch eine zunehmende Arbeits-
kostenintensität des sich globali-
sierenden Wettbewerbs gekenn-
zeichneten Wirtschaftswelt niedri-
ge Beitragssätze von zentraler
Wichtigkeit sind, zielt diese Re-
form zum ersten darauf ab - auch
vor dem Hintergrund eines langfri-
stig vorprogrammierten Anstiegs
der Beitragssätze in der Gesetz-
lichen Krankenversicherung und
Gesetzlichen Pflegeversicherung
-, den Beitragssatz bis 2020 unter
20% und bis 2030, dem Zieljahr
dieser Reform, unter 22% zu hal-
ten. Zweitens soll über staatliche
Fördermaßnahmen, aber auch
über die Signalwirkungen deutlich
angekündigter, langfristig zuneh-
mender Leistungsrücknahmen bei
den Sozialrenten ein möglichst flä-
chendeckendes System einer er-
gänzenden kapitalgedeckten Pri-
vatvorsorge implementiert werden.

„Modifizierte Nettoanpasssung"

Diesen abgesenkten Beitrags-
pfad will die Bundesregierung rea-
lisieren durch

D eine neue Rentenanpassungs-
formel und
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D einen auf die jeweiligen Zu-
gangsrenten wirkenden sich in den
Jahren 2011 bis 2030 von 0,3%
bis 6,0% ^aufbauenden Aus-
gleichsfaktor.

Die neue „modifizierte Nettoan-
passung" verknüpft die jährlichen
Rentenanpassungen mit der Ent-
wicklung der Bruttoentgelte des
Vorjahres modifiziert um Verände-
rungen des Beitragssatzes zur
Rentenversicherung. Für die Jahre
2002 bis 2009 ist zudem der
Abzug eines in acht Jahresschrit-
ten zu je 0,5% bis auf 4% der
Bruttoentgelte ansteigende Alters-
vorsorgesparens vorgesehen.

Die neue Anpassungsformei, die
gleichermaßen auf den Rentenbe-
stand wie auf die Zugangsrenten
wirkt/ „neutralisiert" die nächsten
Stufen der Einkommensteuerre-
form, und durch die'„Bereinigung"
der die Rentenanpassung bestim-
menden Arbeitsentgelte um ein
vierprozentiges Altersvorsorge-
sparen wird auf Dauer die zukünf-
tige Ausgabendynamik gebremst.
Unstrittig positiv an dieser neuen
Formel ist.dass-damit die Renten-
anpassungen unabhängig,von der
jeweiligen Steuerpolitik werden
und diese Anpassungsregel auch
nach einem Übergang zu einer
„nachgelagerten'Besteuerung" der
Rentenbeiträge problemlos bei-
behalten werden kann.

Einnahmeorientierte
Ausgabenpolitik

Für die Jahre 2011 bis 2030 ist
als zweites ausschließlich die Zu-
gangsrenten betreffendes bei-
tragsstabilisierendes Element ein
„Ausgleichsfaktor" vorgesehen,
über den die jeweiligen Zugangs-
renten in Jahresschritten von 0,3%
ab 2011 bis auf 6% in 2030 ge-
kürzt werden. Für alle folgenden
Zugangsjahre kommt er in Höhe
von 6% zum Ansatz. Damit wird
auf sehr lange Zeit die Vorstellung

eines einheitlichen Rentenniveaus
zugunsten eines von Jahrgang zu
Jahrgang differierenden Niveaus
aufgegeben.

Anders als Bei einem demogra-
fischen Faktor, der die Rentenab-
schläge in Analogie zu den Ab-
schlägen bei Frühverrentungen
aus der Verlängerung der Renten-
laufzeiten ableitet, ist dieser Aus-
gleichsfaktor aus dem Ziel abge-
leitet, den Beitragssatz unter 20
bzw. unter 22% zu halten. Er ist in-
sofern Ausfluß der einhahmeorien-
tierten Ausgabenpolitik und - ne-
ben diesem Beitragsziel - dadurch
begründbar, dass die Möglichkei-
ten sich auf- mit langen „Vorwarn^
Zeiten" - angekündigte Leistungs-
rücknahmen einzustellen, um so
größer sind, je jünger man ist. Das
Rentenniveau von 64%, welches
nicht unterschritten werden soll, ist
genau wie die Niveausicherungs-
klausel in der Blüm-Reform von
1998 eine diskretionäre Festle-
gung.

Nettolohnsenkende
Sozialbeiträge

Die sich kumulierenden bei-
tragsstabilisierenden Effekte füh-
ren 2030 für den Rentenzugang zu
einer Nettostandardrente von 4020
DM, was einem Zugangsrenten:

niveau in diesem Jahr von ca. 64%
entspricht. Wenn der DGB, aber
auch der Verband Deutscher Ren-
tenversicherungsträger (VDR) be-
haupten, der Zahlbetrag der Net-
tostandardrente dieses Jahres von
4020 DM entspräche nur einem
Rentenniveau von 6 1 % , ist dies
nur bezogen auf einen ohne
Berücksichtigung des staatlich ge-
förderten Altersvorsorgesparens
berechneten Nettolohns zutref-
fend, nicht aber einen Nettolohn,
wie er nach den seit 1999 gelten-
den Regelungen des Europäi-
schen Systems Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen (ESVG
95) zu ermitteln ist.

Danach sind Aufwendungen der
Arbeitnehmer zur Altersvorsorge
immer dann als nettolohnsenken-
de Sozial beitrage anzusehen, wenn
sie im Rahmen eines kollektiven
Systems (gesetzliche Regelung,
Tarifregelung, betriebliche Rege-
lung) zur Abdeckung von biometri-
schen Risiken (Langlebigkeit, Inva-
lidität oder Hinterbliebenenversor-
gung) geleistet werden1. Und da
mit dem privaten, aber staatlich
geförderten Altersvorsorgesparen
eindeutig das Langlebigkeitsrisiko
abgedeckt wird, sind diese Bei-
träge nach dem ESVG 95 in der
VGR als nettoentgeltsenkende
Sozialbeiträge zu buchen mit der
Folge, dass davon keine senkende
Wirkung auf das Rentenniveau
ausgeht. Rentenniveauberechnun-
gen, bei denen die nettolohnsen-
kende Wirkung dieser Form des
Altersvorsorgesparens nicht be-
rücksichtigt wird, negieren daher
die zwingenden Vorschriften des
ESVG 95. Eine auf Ehrlichkeit und
Transparenz bedachte Diskussion
sollte ohnehin mehr .mit Zahlbe-
trägen und weniger mit Niveaus
argumentieren, hinter denen sich
je nach Bezugsgröße ganz unter-
schiedliche Versorgungslagen ver-
bergen können.

Ergänzung durch privates
Kapitalrentensystem

.Beim Aufbau des privaten Kapi-
talrentensystems, mit dem im In-
teresse der langfristigen Beitrags-
stabilisierung die unvermeidlichen
Leistungsrücknahmen kompen-
siert werden sollen, setzt die Re-
gierung (noch) auf das Prinzip der
Freiwilligkeit und will Beziehern
von niedrigen und mittleren Ein-
kommen durch eine Zulage bis zu
1000 DM pro Jahr und Bezieher
von höheren Einkommen durch die

1 Beiträge zum Erwerb von z.B. AS-Fonds
ohne Verrentungsklausel könnten demnach
nicht abgezogen werden.
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steuerliche Freistellung der Bei-
träge zur Privatvorsorge bis zu 4%
der Beitragsbemessungsgrenze zu
einem Altersvorsorgesparen in der
gewünschten Höhe von 4% des
Bruttolohnes anregen. Es ist zu er-
warten, dass noch - wie zu Recht
von der CDU/CSU gefordert - eine
spezielle „Kinderkomponente" be-
rücksichtigt wird. Das gesamte
Fördervolumen soll sich auf fast 20
Mrd. DM belaufen und ist damit
überraschend hoch ausgefallen.

Die Intention, das umlagefinan-
zierte Rentensystem - in Grenzen
- zurückzufahren und durch ein
privates Kapitalrentensystem zu
ergänzen, ist richtig und zeit-
gemäß, da ein mischfinanziertes
Alterssicherungssystem wie es
z.B. in der Schweiz oder in den
Niederlanden realisiert ist, die
konzeptionell richtige Antwort auf
die sich abzeichnenden ökonomi-
schen und soziodemografischen
Entwicklungen darstellt. Das lang-
fristig angestrebte Mischungsver-
hältnis bei der Gesamtversorgung
von etwa 80% Umlagerente zu
20% Kapitalrente wird man noch
nicht als einen echten Ausstieg
aus dem Umlageverfahren be-
zeichnen können, da die verblei-
bende „Dicke" der Umlageschicht
noch ausreicht, die dort verblei-
benden biometrischen Risiken ins-
besondere der Invalidität, Rehabi-
litation und auch der Hinterbliebe-
nenversorgung unter Berücksichti-
gung der dabei erforderlichen so-
zialen Ausgleichselemente abzusi-
chern, und auch die umlagefinan-
zierten Altersrenten von langjährig
Versicherten noch einen gebote-
nen Abstand zur Sozialhilfe wah-
ren.

Ein richtiger
Modernisierungsschritt

Rentenanwartschaften sind im-
mer Ansprüche auf ein zukünftiges
Sozialprodukt. Im Umlageverfah-

ren müssen diese Ansprüche aus
den jeweiligen nationalen Lohn-
bzw. Erwerbseinkommen bedient
werden, im Kapitaldeckungsver-
fahren aus den nationalen und in-
ternationalen Kapitaleinkommen.
Keines dieses Verfahren ist a priori
dem anderen überlegen, jedes hat
spezifische Vor- und Nachteile und
reagiert anders auf Veränderungen
der ökonomischen und demografi-
schen Rahmenbedingungen. Aus
diesem Grunde ist die Entschei-
dung, das Umlageverfahren durch
den Ausbau der Privatvorsorge
teilweise zu ersetzen und vor allem
zu ergänzen ein richtiger Moderni-
sierungsschritt.

Denn in einer alternden Gesell-
schaft sind mischfinanzierte Alters-
sicherungssysteme ausschließlich
umlagefinanzierten überlegen, und
zwar aus Gründen einer besseren
Risikoverteilung, der höheren Ver-
sorgüngssicherheit, der langfristi-
gen Glättung der intergenerativen
Belastungen und der geringeren
Manipulationsanfälligkeit. Denn
genau wie die geringere Sensibi-
lität des Kapitaldeckungsverfah-
rens gegenüber der nationalen
Beschäftigungs- und Bevölke-
rungsentwicklung und die Mög-
lichkeit, ausländische Wertschöp-
fung in den Dienst der Finanzie-
rung der nationalen Renten zu
stellen, durch Währungs- und Ka-
pitalmarktrisiken erkauft werden,
werden die hohe Flexibilität und
Anpassungsfähigkeit des Um-
lageverfahrens mit „politischen Ri-
siken" der individuellen Versor-
gungssicherheit als Folge der aus-
geprägteren Staats- bzw. Politik-
nähe dieses Systems erkauft2.

Da das Ziel auch eines kapital-
gedeckten Ergänzungssystems
„sichere Alterseinkommen" ist und
nicht die „Kapitalmarktpflege", ist
die Beschränkung des geförderten
Altersvorsorgesparens auf „siche-
re" Anlageformen genau so richtig

wie die Pflicht, diese Ersparnisse
beim altersbedingten Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben zu verren-
ten. Im Übrigen, wer mit guten
Gründen die nachgelagerte Be-
steuerung des Altersvorsorgespa-
rens fordert, muss auch ein daraus
resultierendes, besteuerbares Al-
terseinkommen akzeptieren, und
zwar bestehend aus Verzinsung
und Kapitalverzehr; denn ange-
spartes Vermögen, was vererbt
wird, erfreut die Erben, dient aber
nicht der eigenen Altersversor-
gung.

Fehlender politischer Mut

Kritikwürdig an der Konzeption
der Regierung ist auch nicht die
Deckelung der Beitragssatzent-
wicklung oder, das angestrebte
Mischungsverhältnis zwischen Um-
lage und Kapitaldeckung. Kritik-
würdig ist der fehlende politische
Mut zu einer verpflichtenden
Altersvorsorge. Dieses konzeptio-
nelle Defizit führt nämlich zu einer
Reihe von Inkonsistenzen:

D Auf der einen Seite belässt man
es bei der freiwilligen Privatvor-
sorge (für die „möglichst" 4% des
Bruttoentgelts verwendet werden
sollen), auf der anderen Seite wer-
den aber unabhängig davon, wie-
viel tatsächlich zu diesem Zweck
gespart wird, 4% aus den die
Rentenanpassung bestimmenden
Bruttolöhnen herausgerechnet.

D Die insbesondere durch den
Ausgleichsfaktor bewirkte Absen-
kung des Zugangsniveaus3 und die

2 Richtig ist, dass in den letzten hundert
Jahren mit zwei Weltkriegen und Währungs-
reformen in Deutschland in Punkto Sicher-
heit das Umlagesystem den kapitalgedeck-
ten Systemen überlegen war. Aber richtig ist
auch, dass die Leistungsrücknahmen von
über 30%, die während der letzten 25 Jahre
zur Stabilisierung der umlagefinanzierten
Gesetzlichen Rentenversicherung offen-
sichtlich erforderlich waren, jeder privaten
Rentenversicherung die Zulassung gekostet
hätten.
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damit verbundenen Versorgungs-
lücken erfahren durch ein freiwilli-
ges Altersvorsorgesparen keine
systematische Kompensation, mit
der Folge, dass die programmati-
sche Aussage, „die Gesamtlei-
stung aus gesetzlicher und zusätz-
licher kapitalgedeckter Altersvor-
sorge wird deutlich über 70% lie-
gen", nur einen Wunsch darstellen
kann. Hätte die Regierung den Mut
zu einem obligatorischen Alters-
vorsorgesparen gehabt, wären
nicht nur die neue Anpassungs-
formel besser begründet, sondern
auch das staatlich organisierte
Gesamtversorgungsniveau sicher
um so höher, je jünger die Bei-
tragszahler sind, und die struktu-
relle Benachteiligung der Jungen
durch das Umlageverfahren - nicht
aber durch dieses Reformkonzept
- in einer alternden Gesellschaft
wäre deutlicher verringert worden.

Denn eine Fortschreibung des
Status quo würde in 2030 zu einer
Nettostandardrente von 4550 DM
und einem Beitragssatz von 24-
25% führen. Die „neuen" Renten-
formeln führen zu einem Beitrags-
satz von 22%' und einer Nettozu-
gangsstandardrente von 4020 DM.
Im Falle eines verpflichtenden
Altersvorsorgesparens würde ein
kumulierter Beitragssatz formal
26%, unter Berücksichtigung der
beachtlichen staatlichen Förde-
rung der Privatvorsorge de facto
aber weniger als 25% betragen,
die mischfinanzierte Gesamtver-
sorgung aber - bei einem ange-
nommenen Zinssatz von 5% -

3 Die z.B. vom CDU-Rentenexperten A.
Storm geäußerte Kritik, dass dieser Aus-
gleichsfaktor die Frühverrentung fördere, da
„derjenige, der 2011 in Rente geht, ein höhe-
res Niveau erreicht als der, der 2014 in den
Ruhestand wechselt", ist wenig überzeu-
gend, da hier offensichtlich unterstellt wird,
dass jemand, um einer Rentenkürzung von
0,3% bzw. 0,6% oder 0,9% zu entgehen,
Frühverrentungsabschläge in Höhe von
3,6%, 7,2% oder gar 10,8% in Kauf nimmt.
Diese Kritik übersieht, dass man nicht vom
Rentenniveau sondern vom Zahlbetrag lebt.

4770 DM. Damit wäre die staatlich
organisierte Alterssicherung für die
Jungen zwar nicht billiger, aber sie
würde besser, sicherer und damit
attraktiver.

Kritik der Gewerkschaften
unbegründet

Insbesondere von den Gewerk-
schaften werden die vierprozenti-
ge Höhe des Altersvorsorgespa-
rens und die alleinige Finanzierung
durch die Arbeitnehmer als „Aus-
stieg aus der paritätischen Finan-
zierung" kritisiert.

Die 4% erklären sich zum einen
aus der Beitragsstabilisierung als
Folge der mit diesem Altersvorsor-
gesparen verbundenen Dämpfung
der Rentenanpassungen in den
Jahren 2002-2009 und zum ande-
ren aus dem Umstand, dass bei ei-
nem vierprozentigen Altersvorsor-
gesparen die rentenmindernden
Wirkungen des Ausgleichsfaktors
überkompensiert werden, d.h. das
Gesamtversorgungsniveau nie un-
ter dem Leistungsniveau einer
Status-quo-Fortschreibung läge.

Das gewerkschaftliche Behar-
ren auf einer paritätischen Finan-
zierung auch bei der Privatvor-
sorge ist organisationspolitisch
verständlich, von der Sache her
aber wegen zweier Aspekt nicht
begründet.

D Erstens: Mit den paritätisch fi-
nanzierten Sozialbeiträgen werden
die laufenden Renten finanziert,
und die Beitragszahler erwerben
mit ihren Beiträgen „dimensionslo-
se" Entgeltpunkte, d.h. Ansprüche
an ein Solidarsystem, die bei ei-
nem vorzeitigen Tod nicht vererbt
werden können. Aus den Beiträ-
gen zur Privatvorsorge erwachsen
privatrechtlich geschützte, eindeu-
tig definierte Vermögenswerte, die
bei vorzeitigem Tod vererbt wer-
den können.

D Zweitens: Da der lohnpoliti-
sche Verteilungsspielraum durch
die Produktivitätsentwicklung be-
stimmt wird und in der Privatwirt-
schaft jeder Arbeitsplatz eine In-
vestition darstellt, die ein Arbeit-
geber nur dann tätigt, wenn die
Beschäftigten mindestens ihre ge-
samten Arbeitskosten und damit
auch die Arbeitgeberanteile erwirt-
schaften, werden die Arbeitgeber-
anteile zwar von den Arbeitgebern
gezahlt, getragen werden sie aber
immer in Form von Barlohnver-
zichten oder Beschäftigungsabbau
von den Arbeitnehmern. Damit
wäre eine Arbeitgeberbeteiligung
an der Privatvorsorge entweder ei-
ne rein optische Angelegenheit,
oder sie würde mit dem von Ge-
werkschaften und Arbeitgebern
einvernehmlich vereinbarten Ziel
einer Senkung der Lohnnebenkos-
ten und damit der Arbeitskosten
konfligieren.

Fazit

Da es angesichts des unauflös-
baren Zielkonfliktes zwischen
Versorgungssicherheit, Arbeits-
kostensenkung, Generationenge-
rechtigkeit, Vorleistungsabhängig-
keit und sozialem Ausgleich kei-
nen rentenreformerischen Königs-
weg geben kann, wird man das
Riestersche Reformkonzept zwar
noch nicht als den großen Wurf
oder die Rentenstrukturreform be-
zeichnen können. Wohl aber ist
dieses Konzept ein wichtiger und
richtiger Modernisierungsschritt
mit dem die in der demografischen
Entwicklung angelegten Probleme
in einem bis vor Jahren als nicht
erreichbar erachteten Maße ent-
schärft werden und ein gleicher-
maßen langfristig finanzierbares,
beschäftigungsfreundlicheres und
lebensstandardsicherndes misch-
finanziertes Ge-samtversorgungs-
system aufgebaut wird. Dieses
Reformkonzept ist verbesserungs-
fähig aber zweifellos auch verbes-
serungswürdig.
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Hans-Jürgen Krupp

Alterssicherung - umfassende Strukturreform erforderlich

D
ben:

ie Aufgabe der Rentenreform
ist nicht schwer zu beschrei-

D Ein neuer Ausgleich zwischen
Rentenempfängern und Beitrags-
zahlern unter Berücksichtigung
der Generationenbelastung ist zu
finden. Dabei können weder das
Rentenniveau noch die Beitrags-
sätze unverändert bleiben.

D Seit langem ist eine Struktur-
reform überfällig. Sie ist auch des-
wegen notwendig, weil nur so eine
Verminderung des Rentenniveaus
sozialverträglich möglich ist.

D Eine kapitalgedeckte Zusatzsi-
cherung ist unter Beachtung ihrer
Risiken auszubauen.

Bei all diesen Problemen blei-
ben die jetzt vorliegenden - Vor-
schläge1 weit hinter dem Notwen-
digen2 zurück. An vielen Stellen
sind sie in sich widersprüchlich.
Auch die stellenweise trickreiche
Argumentation kann den Sachken-
ner nicht darüber täuschen, dass
die behaupteten Ziele verfehlt wer-
den.

Rentenformel, Beitragssatz
und Rentenniveau

Die Rentenformel stellt die Be-
ziehung zwischen Beitragssatz
und Rentenniveau her. Verändert
sich das Verhältnis von Beitrags-
zahlern zu Rentenempfängern, be-
steht ein Anpassungsbedarf, der
eine Verteilungsproblematik bein-
haltet. Problematisch sind die Ex-
trempositionen. Will man die Bei-
tragssätze unverändert lassen, be-
deutet dies, dass die Rentner die
Anpassungslast alleine zu tragen

haben. Will man das Rentenniveau
konstant halten, müssen nur die
Beitragszahler die Anpassungslast
tragen.

Die Rentenreform von 1992
suchte hier einen Ausgleich. Mit
dem Übergang zur Nettolohnan-
passung wirkten sich Beitrags-
satzsteigerungen rentendämpfend
aus, insofern gab es eine Rück-
kopplung zwischen Rentenniveau
und Beitragssätzen.

Schon die alte Regierung hielt
dies für ungenügend. Sie führte
den sogenannten demographi-
schen Faktor ein, der das Ren-
tenniveau bis auf 64% reduzierte.
Dieser wurde von der Rot-Grünen-
Bundesregierung unmittelbar nach
der gewonnenen Bundestagswahl,
wie angekündigt, zunächst ausge-
setzt, um in der Zwischenzeit nach
neuen Wegen zur Sicherung der
Rentenfinanzen zu suchen. Be-
gründet wurde die Ablehnung des
Faktors mit dem Hinweis, dass bei
einem Rentenniveau von 64% die
Höhe des Sozialhilfeniveaus er-
reicht sei.

1 Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Ar-
tikels lagen nur wenig konkrete Unterlagen
zur Beurteilung der Vorschläge von Bundes-
regierung und Koalition vor: Als letzter Dis-
kussionsstand ist der Beschluss des SPD-
Parteivorstandes vom 3.7.2000 anzusehen.
Diesem ging das Konzept einer Koalitions-
arbeitsgruppe vom 30.5.2000 voraus, das
auf einem Vorschlag von Bundesarbeits-
minister Riester beruhte, jedoch durch den
SPD-Parteivorstand modifiziert wurde.

2 Vorschläge für eine weiterführende Ren-
tenreform innerhalb des bestehenden Sy-
stems sind in dieser Zeitschrift vom Ver-
fasser dieses Beitrages bereits früher vorge-
stellt worden. Vgl. H.-J. K r u p p : Langfri-
stige Perspektiven der Alterssicherung, in:
WIRTSCHAFTSDIENST, 78. Jg. (1998), H. 10,
S. 582-590.

Eine Übergangslösung stellte
die systemwidrige zweimalige In-
flationsanpassung der Renten dar.
Schon dadurch wird übrigens das
Rentenniveau nachhaltig abge-
senkt. Die versprochene Rückkehr
zur Nettoanpassung erwies sich
angesichts des Umsteuerns in der
Beitrags- und Steuerpolitik als
problematisch. Steuerentlastun-
gen wie Beitragsentlastungen
durch die Mehrwert- und Ökosteu-
er würden sich rentensteigernd
auswirken3.

Die jetzt zu erwartende Renten-
formel, deren Einzelheiten noch
nicht bekannt sind, wird zwar als
Rückkehr zur Nettoanpassung be-
zeichnet, hat aber damit nicht viel
zu tun. Im Hintergrund steht offen-
kundig der Wunsch, die Beiträge
konstant zu halten, das heißt, die
Last im Wesentlichen den Rent-
nern aufzubürden. Das, was her-
ausgekommen ist, zeichnet sich
zumindest durch eine bisher nicht
gekannte Unübersichtlichkeit aus.

Offensichtlich soll die Nettoan-
passung mehrfach korrigiert wer-
den: Einmal sollen Steuerrechts-
änderungen und Beitragsänderun-
gen, die mit der Altersvorsorge
nichts zu tun haben, nicht berück-
sichtigt werden. Nach heutigem
Kenntnisstand bedeutet dies zu-
mindest für die Einkommensbe-
steuerung und die Beiträge zur Arr
beitslosenversicherung einen ren-
tendämpfenden Effekt. Zusätzlich
sollen Zahlungen für die private

3 Vgl. dazu H.-J. Krupp: Grenzen von Ren-
tenanpassungsformeln, in: WIRTSCHAFTS-
DIENST, 79. Jg. (1999), H. 8, S. 474-479.
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Altersvorsorge vom Nettoeinkom-
men abgesetzt werden, und zwar
unabhängig davon, ob eine derar-
tige Beitragszahlung erfolgt. Auch
dieses wirkt rentendämpfend.
Schließlich soll es für die späteren
Rentenzugänge einen sogenann-
ten linearen Ausgleichsfaktor ge-
ben, der zurzeit mit 0,3 bemessen
wird. Dieser Faktor ist sachlich
nicht begründet.

Herauskommen soll ein Netto-
rentenniveau im Jahre 2030 von
64%. Abgesehen davon, dass eine
derartige Rechnung beim jetzigen
Stand der Dinge nicht nachvoll-
ziehbar ist, ist das hier ausgewie-
sene Rentenniveau nicht mit dem
Rentenniveau der alten\Bundesre-
gierung vergleichbar. Obwohl die
Beiträge zur freiwilligen privaten
Altersvorsorge bei der Belastungs-
rechnung nicht einbezogen wer-
den, werden sie von den Nettoein-
kommen, abgesetzt. Nur bezogen
auf diese niedrigere Basis beträgt
das Rentenniveau 64%. Geht man
dagegen von dem , Nettoeinkom-
men aus, bei dem,.so wie bisher
üblich, nur die obligatorischen
Beiträge berücksichtigt werden,
ergibt sich nach Angaben des
Verbandes Deutscher Rentenver-
sicherungsträger nur ein Renten-
niveau von 60,76%".

Es bleibt das Geheimnis der
Regierungskoalition, warum in ver-
gleichbarer Rechnung ein Renten-
niveau von 64% nicht akzeptabel,
eines von knapp 6 1 % dagegen
annehmbar sein soll.

Zu niedriges Rentenniveau
führt zu Altersarmut

Schon für das Rentenniveau
von 64% hat die SPD seinerzeit
mit Recht behauptet, dass dieses

* Vgl. Verband Deutscher Rentenversiche-
rungsträger: Nettorentenniveau nach dem
Regierungskonz'ept, VDR aktuell, 6. Juli
2000.

in zahlreichen Fällen dazu führen
wird, dass Bezieher niedriger Ein-
kommen und insbesondere Frauen
eine Rente unterhalb des Sozial-
hilfeniveaus erhalten. Da die Ein-
kommensverhältnisse im Jahre
2030 schwer vorstellbar sind, sol-
len hier zur Veranschaulichung die
aktuellen Rentenhöhen als Ver-
gleichsgröße verwendet werden.
In den alten Ländern beträgt der
durchschnittliche Zahlbetrag der
Versichertenrenten bei Männern
zurzeit monatlich 1849 DM. Die
vergleichbaren Renten für Frauen
im alten Bundesgebiet liegen mit
879 DM um deutlich mehr als die
Hälfte darunter. Bei einer Absen-
kung des Rentenniveaus, wie sie
für das Jahr 2030 angestrebt wird,
lägen diese Zahlen - in heutigen
Werten gerechnet - deutlich nied-
riger. Der durchschnittliche Zahl-
betrag betrüge für Männer 1609
DM, für Frauen 764 DM.

Widersprüchliche
Belastungsrechnung

Nicht viel klarer sieht es auf der
Beitragsseite aus. Der Beitrag, soll
2030 22% nicht übersteigen. Dies
ist das vorgegebene und mitgeteil-
te Ziel. Jetzt wird die Argumen-
tation umgekehrt. Bei der Berech-
nung des Rentenniveaus werden
die Beiträge zur privaten Altersvor-
sorge berücksichtigt und vom
Nettoeinkommen abgezogen, ob-
wohl sie freiwillig sind. Bei der
Ermittlung der Beitragsbelastung
werden sie nun vernachlässigt.
Dabei ist die Rechnung doch ganz
einfach: Wenn man die freiwillige
private Altersvorsorge für so not-
wendig hält, dass man dies zum
Anlass nimmt, das gesetzliche
Rentenniveau zu kürzen, muss
man doch auch die davon ausge-
hende Belastung berücksichtigen.
Insgesamt ergeben sich dann 26%
Beitragsbelastung. Für den Arbeit-
nehmer sieht die Rechnung sogar

noch ungünstiger aus, er ist mit
15% belastet, während der Arbeit-
geber nur 11% beiträgt. Insge-
samt wird also die angestrebte
Abgabenentlastung der Arbeits-
einkommen nicht verringert. Viel-
mehr liegt die Belastung für die
Arbeitnehmer im Vergleich zur
Beibehaltung des Umlageverfah-
rens um etwa drei Beitragspunkte
höher. Vor dem Hintergrund, dass
die Bundesregierung mit dem Ziel
angetreten ist, die Belastungen
aus den Lohnnebenkosten, die ja
auch den Arbeitnehmer und seine
Motivation betreffen, zu verrin-
gern, ist das Konzept unverständ-
lich.

Generätionengerechtigkeit
verletzt

Auch das Ziel_der Gerechtigkeit
zwischen den Generationen wird
dabei verletzt. Rentner, die bis
zum Jahre 2020 in Rente gehen,
werden weitgehend geschont. Die
heute junge Generation muss so-
wohl Einbußen bei den Renten wie
auch deutlich höhere Belastungen
bei den Beiträgen hinnehmen. Bei
einem Beitragssatz von 22% für
die gesetzliche Rentenversiche-
rung und einem Beitragssatz von
4% für die' private Vorsorge ergibt
sich eine einseitige Belastung der
jungen Generation. Man kann
Verständnis etwa für die Position
der Kirchen zur Rentenreform auf-
bringen, dass auch die Generatio-
nen an der Übernahme der Be-
lastungen beteiligt werden sollten,
welche die Schwierigkeiten der
Rentenversicherung durch ihre
mangelnde Bereitschaft, Kinder zu
haben, mit verursacht haben5.

s Vgl. Evangelische Kirche in Deutschland/
Sekretariat der Deutschen Bischofskon-
ferenz (Hrsg.): Gemeinsame Erklärung des
Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und der Deutschen Bischofskonferenz
zur Reform der Alterssicherung in Deutsch-
land, Bonn/Hannover, 19. Juni 2000.
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Keine Strukturreform

Gerade weil eine Verminderung
des Rentenniveaus unvermeidbar
ist, muss durch eine Struktur-
reform sichergestellt werden, dass
die gesetzliche Rente ihre Funk-
tion als Kernsicherung für den
überwiegenden Teil der Bevölke-
rung erfüllen kann. Das bedeutet,
dass die individuelle Rentenhöhe
zielgenauer am Bedarf von Per-
sonen bestimmt wird und die
Beiträge in beitragsäquivalenter
Form davon abgeleitet werden.
Allerdings wird es in einer sozialen
Sicherung auch immer gewisse
Umverteilungselemente geben, so
wie dies auch heute der Fall ist.

Gerade in einem beitragsäqui-
valenten System hängt die indivi-
duelle Rentenhöhe im Wesent-
lichen von der Versicherungsdauer
ab. Zielsetzung muss also sein,
ununterbrochene Beitragsverläufe
zu erreichen.

Dieses Problem betrifft einmal
Frauen, zum anderen aber auch
Erwerbskarrieren, bei denen es ei-
nen Wechsel zwischen Selbststän-
digkeit und Unselbstständigkeit
gibt. Abhilfe kann hier nur eine
allgemeine Versicherungspflicht
schaffen, welche die Veränderun-
gen der Erwerbswelt berücksich-
tigt. Die Abgrenzung zwischen ge-
ringfügig Beschäftigten, Normal-
beschäftigten, Scheinselbstständi-
gen, Selbstständigen wird immer
schwieriger. Der Wechsel zwi-
schen diesen Positionen wird häu-
figer werden. Die hier liegenden
Probleme werden dazu führen,
dass gesetzliche Regelungen im-
mer der tatsächlichen Entwicklung
hinterher laufen. Notwendig ist
deswegen eine allgemeine Versi-
cherungspflicht, bei der durchaus
existierende Alterssicherungssy-
steme berücksichtigt werden kön-
nen. Nichts von alledem findet sich
in den Vorschlägen der Koalition.

Frauen benachteiligt

Besonders gravierend sind da-
bei die Auswirkungen auf die Al-
terssicherung von Frauen. Obwohl
selbst in den kleinen Wahlkampf-
karten der SPD eine eigenständige
Sicherung von Frauen angekün-
digt wurde, führen die von der
Bundesregierung vorgelegten Vor-
stellungen nicht dazu. Eine Option
für eine eigenständige Sicherung
von Mann und Frau ohne Hin-
terbliebenensicherung ist nicht ge-
plant. Dass es erwerbstätige
Frauen gibt, die eigene Anwart-
schaften aufbauen, ist keine
Neuigkeit und bedarf keiner be-
sonderen Regelung. Hängt die
Alterssicherung von Frauen letzt-
lich hiervon ab, bedeutet dies
praktisch einen Zwang zur Er-
werbstätigkeit. Möglicherweise ist
dies auch so gewollt.

Damit wird aber in bedenklicher
Weise in das Recht der Ehepaare
eingegriffen, ihre Arbeitsteilung in
Beruf und Familie selber zu regeln.
Unterstellt wird sozusagen, dass
Mann und Frau sich die Aufgaben
in der Kindererziehung teilen und
insofern sich auch im selben Um-
fang in der Erwerbstätigkeit enga-
gieren. Man kann darüber streiten,
ob dies wünschenswert ist. Wäh-
len die Ehepartner eine andere
Arbeitsteilung, wird im Alter der
Ehepartner benachteiligt, der seine
Erwerbstätigkeit zu Gunsten der
Kindererziehung reduziert hat.
Man kann sich kaum vorstellen,
dass eine solche Regelung die
Bereitschaft fördert, Kinder zu ha-
ben. Zumindest wäre es nötig,
dass der Staat für den Kinder er-
ziehenden Ehepartner die Bei-
tragszahlung während der Kinder-
erziehung übernimmt.

Stattdessen wird eine beschei-
dene Aufstockung der Ansprüche
aus niedrigen Einkommen vorge-
sehen - nach den Vorstellungen

des ursprünglichen Koalitionspa-
piers soll maximal das Durch-
schnittseinkommen zu Grunde ge-
legt werden. Die Anerkennung der
Kindererziehung erfolgt sozusagen
als Sozialleistung für niedrige Ein-
kommensschichten.

Angesichts der Tatsache, dass
eine wirklich eigenständige Siche-
rung der Frau mit ununterbroche-
ner Beitragszahlung nicht geschaf-
fen wird, sind die vorgeschlagenen
Regelungen zur Hinterbliebenen-
versorgung besonders problema-
tisch. So verschärft etwa die
Festschreibung des Freibetrages
die Anrechnung eigener Einkom-
men. Außerdem soll die Hinterblie-
benenrente auf 55% der Versi-
chertenrente reduziert werden,
wobei allerdings eine gewisse Kor-
rektur für erzogene Kinder vorge-
sehen ist.

Auf Grund geringerer eigener
Ansprüche, werden von diesen
Neuregelungen in erster Linie
Frauen betroffen sein. Sie kommen
einer faktischen Abschaffung der
Hinterbliebenensicherung nahe,
ohne dass eine entsprechende ei-
gene Sicherung aufgebaut wird.
Übrigens: Auch bei der privaten
Eigenvorsorge werden Männer
und Frauen unterschiedlich be-
handelt. Schließlich haben Frauen
im Durchschnitt eine längere Le-
benserwartung, so dass sie für ei-
ne vergleichbare Kapitalrente hö-
here Beiträge zahlen müssten.

Mit einer allgemeinen Versiche-
rungspflicht, wie sie etwa in der
Schweiz existiert, würde dagegen
das ehemalige Ziel der Bundes-
regierung einer eigenständigen
Sicherung von Mann und Frau ver-
wirklicht: Die Rentenleistung wür-
de nicht mehr am Bedarf eines
Ehepaares bemessen, sondern an
dem einer Einzelperson. Kompli-
zierte Anrechnungsvorschriften
und Ungleichbehandlungen wür-
den vermieden.
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Eigenvorsorge
ohne klares Konzept

Zu begrüßen ist der Ausbau
kapitalgedeckter Altersvorsorge,
auch wenn der heute modische
Aberglaube, so ließen'sich demo-
graphische Probleme besser als
im Umlagesystem lösen, durch
nichts gerechtfertigt ist6. Freilich
gibt es in beiden Verfahren unter-
schiedliche Risiken, und deswe-
gen ist eine Kombination beider
Verfahren unter Umständen risiko-
mindernd.

Das nun vorgelegte Konzept lei-
det allerdings darunter, dass un-
klar bleibt, ob diese zusätzliche
Vorsorge eine sicherstellende oder
eine ergänzende Funktion haben
soll.

Bei einem sicherstellenden Kon-
zept ist die zu sichernde Person
darauf angewiesen, ein Zusatzein-
kommen aus der privaten Vor-
sorge zu erhalten, will sie nicht im
Alter auf Sozialhilfe angewiesen
sein. Deswegen ist ein sicherstel-
lendes Konzept unlösbar mit einer
obligatorischen Sicherung verbun-
den.

Soll die private Vorsorge nur er-
gänzende Funktion haben, muss
die gesetzliche Rente für den lang-
jährig Versicherten die Sicherstel-
lungsfunktion übernehmen, also
eine Rente oberhalb der Sozialhilfe
gewährleisten. Die private Vorsor-
ge hat dann die Funktion, zur
Sicherung des Lebensstandards

6 Hierfür liegen insbesondere amerikanische
Daten vor. Vgl. z.B. J. Mue l l e r : The Stock
Market Won't Beat Social Security, in:
Challenge, Band 41, Nr. 2, März/April 1998,
S. 95-117. Den Einfluss der Demographie
auf das Wirtschaftswachstum zeigt eine
neue Studie des RWI für den Fall positiver
Bevölkerungsentwicklung. Vgl. U. H e i l e -
mann u.a.: Der Wirtschaftsaufschwung der
Vereinigten Staaten in den neunziger Jahren
- Rolle und Beitrag makroökonomischer
Faktoren, in: RWI-Mitteilungen, Jg. 51
(2000), Heft 1. S. 1-22. Vgl. für einen Über-
blick H.-J. K r u p p : Ist das Kapitaldek-
kungsverfahren in der Alterssicherung dem
Umlageverfahren überlegen?, in: WSI-Mit-
teilungen, 50. Jg. (1997), H. 5, S. 289-298.

im Alter beizutragen. Mit einem
solch ergänzenden Konzept ist die
Freiwilligkeit der Altersvorsorge
vereinbar. Die starke Reduzierung
des gesetzlichen Rentenniveaus
deutet aber darauf hin, dass mehr
als ein ergänzendes Konzept ge-
meint ist.

Bei einem ergänzenden Kon-
zept ist es durchaus möglich, dem
Individuum die Entscheidung über
das einzugehende Risiko zu über-
lassen. Damit kann man unter
Umständen auch höhere Erträge in
Aussicht stellen. Dies wiederum
gilt nicht für ein sicherstellendes
Konzept. Hier muss gewährleistet
sein, dass mit der privaten Alters-
vorsorge auch Rentenleistungen in
bestimmter Höhe erfolgen.

Für ein sicherstellendes Kon-
zept sind die in Aussicht gestellten
Gesamtversorgungsniveaus in ho-
hem Maße fragwürdig. Im Mittel-
punkt der Kritik steht dabei die
Annahme der Verzinsung der frei-
willigen Eigenvorsorge. In den Mo-
dellrechnungen der Koalitionsar-
beitsgruppe, die der Presse vorge-
stellt wurden, wurde eine Rendite
von 5,5% unterstellt. Unter den
Bedingungen einer zurückgehen-
den Bevölkerungszahl im Inland
und in anderen Industrienationen
und einem daraus zu erwartenden
Absinken der Rendite bei der not-
wendigen Auflösung des Anlage-
vermögens für Konsumzwecke der
zukünftigen größeren Rentengene-
ration ist diese Verzinsung deutlich
überhöht und suggeriert eine po-
tenzielle Absicherung, die in aller
Regel damit nicht erreicht, wird.
Hierfür spricht auch die seit dem
1. Juli 2000 abgesenkte Mindest-
verzinsung von Lebensversiche-
rungsbeiträgen auf 3,25%. Rech-
net man zum Beispiel mit einer
Verzinsung von 3%, würde im Jah-
re 2030 die Kapitalrente nur noch
54% des von der Bundesregierung
berechneten Wertes betragen.

Selbstverständlich sind mit ris-
kanteren Anlagen höhere Renditen
zu erzielen. Dies ist aber mit einer
Sicherstellungsfunktion nicht ver-
einbar. Dies gilt auch für die An-
lage in den Entwicklungs- und
Schwellenländern. Hier sind in
Zukunft möglicherweise die ange-
strebten höheren Renditen zu er-
zielen, jedoch ist damit auch ein
deutlich höheres Anlagerisiko ver-
bunden, wie die Finanzkrisen in
Mexiko 1994 und in Asien 1997
gezeigt haben.

Zwar ist ein größeres Gewicht
kapitalgedeckter Alterssicherung
auch in Deutschland sinnvoll, aber
die Schnittstelle sollte anders sein.
Bezieher kleinerer Einkommen
sollten eine an ihren Beitragszah-
lungen orientierte auskömmliche
Kernsicherung durch die gesetz-
liche Rentenversicherung im Um-
lageverfahren erhalten. Bezieher
höherer Einkommen sollte man
dagegen stärker auf die kapitalge-
deckte Eigenvorsorge verweisen.

Völlig unverständlich ist, dass
der Stärkung der betrieblichen
Alterssicherung nur eine nachran-
gige Bedeutung zugemessen wird.
Hier besteht in Deutschland noch
erheblicher Nachholbedarf. Mit der
„Einräumung eines arbeitsrecht-
lichen Rechtsanspruchs auf Um-
wandlung von Arbeitsentgelt in ei-
nen Beitrag zu einer betrieblichen
Alterssicherung" ist es jedenfalls
nicht getan.

Zudem beruhen die Vorschläge
der Bundesregierung bei der Ei-
genvorsorge auf der Annahme,
dass die Ausweitung der freiwilli-
gen Vorsorge auch tatsächlich er-
reicht wird. Es ist aber nicht un-
plausibel anzunehmen, dass diese
Freiwilligkeit Teile der Bevölkerung
davon abhalten wird, in ausrei-
chendem Maße für ihre Alters-
sicherung vorzusorgen - trotz der
geplanten finanziellen Anreize.
Womit wiederum die Gefahr der
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Sozialhilfebedürftigkeit gegeben
wäre.

Damit entsteht ein „Moral-ha-
zard"-Problem: Menschen, die ei-
ne Rente deutlich unter dem So-
zialhilfeniveau zu erwarten haben,
würden mit eigenen freiwilligen
Beiträgen nur die zu erwartende
Sozialhilfe vermindern. Sie haben
keinen Anreiz, privat Vorsorge zu
leisten.

Ungeklärt ist auch eine ord-
nungspolitisch klare Trennung zwi-
schen den Funktionen der gesetz-
lichen .Sicherung und der privaten
Altersvorsorge. Die Förderungs-
vorschläge der Koalition für die
private Altersvorsorge, aber auch
die Vorstellungen der Opposition
sind davon geprägt, dass man in
der Förderung und. Regulierung
der privaten Vorsorge Elemente
des sozialen Ausgleichs einbauen
müsse. Dies ist ein Irrweg. Ord-
nungspolitisch sollten die Funk-
tionen des sozialen Ausgleichs,
soweit sie notwendig sind, in der
gesetzlichen Rentenversicherung
angesiedelt werden. Die private
Altersvorsorge sollte demgegen-

über ein Alterssicherungsangebot
nach den marktwirtschaftlichen
Regeln der Kapitaldeckung leisten.
Die Regulierung sollte sich auf den
Einlegerschutz beschränken. Sicher
ist die private Altersvorsorge über-
fordert, wenn sie nun jene sozialen
Ausgleichsfunktionen übernehmen
soll, die man in der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht mehr
anbieten will.

Gesamtwürdigung

Insgesamt gesehen bleiben da-
mit die Vorschläge der Koalitions-
arbeitsgruppe und des SPD-Par-
teivorstandes bisher deutlich hin-
ter den eigenen Zielvorstellungen
zurück. Die gesetzliche Rentenver-
sicherung ist über viele Jahrzehnte
immer wieder mit Erfolg neuen
Entwicklungen angepasst worden.
Hierauf beruhte das Vertrauen der
Bevölkerung in die Stabilität der
Rentenversicherung. Mit der nun
geplanten Reform entsteht die
Gefahr, dass das inzwischen oh-
nehin angeschlagene Vertrauen
nachhaltig beschädigt wird. Wa-
rum soll man in eine gesetzliche

Rentenversicherung einzahlen,
wenn man auch nach einem lan-
gem Arbeitsleben nicht sicher ist,
eine gesetzliche Rente oberhalb
der Sozialhilfe zu erhalten?

Ein solcher Vertrauensverlust
kann und muss vermieden wer-
den. Dazu braucht man einsehba-
re Regeln für Rentenhöhe und
Beitragssätze. Nur eine umfassen-
de Strukturreform kann sicherstel-
len, dass Veränderungen in Wirt-
schaft und Gesellschaft berück-
sichtigt werden und notwendige
Einschnitte sozial akzeptabel blei-
ben. So wichtig der Ausbau kapi-
talgedeckter Altersvorsorge ist,
hiermit allein können die Probleme
der Zukunft nicht gelöst werden.
Ihre Funktion muss klar sein, ihre
Risiken dürfen nicht unterschätzt
werden. In jedem Fall muss die be-
triebliche Alterssicherung eine
größere Rolle spielen. Erst ein
stimmiges, einsehbares und wi-
derspruchfreies Gesamtkonzept
schafft wieder Vertrauen in der
Bevölkerung. Hieran weiter zu ar-
beiten, würde sich für Koalition
und Bundesregierung lohnen.

Winfried Schmähl

Paradigmenwechsel mit unklarem Ausgang - Anmerkungen
zu Reformvofschlägen zur Alterssicherung

Die Umrisse des Regierungs-
konzepts zur Veränderung der

Alterssicherung in Deutschland
sind seit einigen Wochen deutli-
cher erkennbar, auch wenn ver-
mutlich noch manches Detail ver-
ändert werden dürfte - unabhän-
gig davon, ob im Zuge weiterer
„Konsensgespräche" oder im In-
teresse innerparteilicher Zustim-
mung. Was bislang vorgelegt wur-
de, ist zweifellos bereits als Ange-
bot an die Opposition im Bundes-

tag zu verstehen und zollt auch
dem herrschenden Zeitgeist Tribut.

Nachfolgend soll vor allem auf
die konzeptionelle Ausrichtung der
Vorschläge eingegangen werden.
In der öffentlichen Diskussion ste-
hen dagegen meist instrumentelle
Aspekte (z.B. Anpassungsformel,
Art der Besteuerung) im Zentrum.
Die dahinterstehenden Ziele oder
mögliche konzeptionelle Konse-
quenzen von Maßnahmen werden
kaum thematisiert. Zudem ist die

Diskussion meist nur auf wenige
Aspekte verengt: Welcher Bei-
tragssatz ist noch akzeptabel bzw.
wird eingehalten? Welches „Ren-
tenniveau" ist damit verbunden
bzw. noch hinnehmbar? Und
selbst bei dieser auf wenige Wir-
kungen verengten Sicht besteht
noch ein beträchtliches Maß an -
beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter - „Unscharfe" hinsichtlich
der Wirkungen geplanter Maßnah-
men.
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Paradigmenwechsel
für die GRV

Wird das von der Regierung En-
de Mai 2000 vorgelegte und Ende
Juni 2000 eher kosmetisch verän-
derte Konzept realisiert, dann wür-
de zum zweiten Mal in der deut-
schen Nachkriegsgeschichte ein
grundlegender Paradigmenwech-
sel in der Alterssicherung eingelei-
tet. War die Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung seit
Bismarcks Zeiten kaum mehr als
ein „Zubrot im Alter", so trat mit
der 1957 eingeführten „dynami-
schen Rente" ein fundamentaler
Wechsel in Konzept und Aufga-
benstellung der beitragsfinanzier-
ten gesetzlichen Altersicherung
ein: Nicht nur wurden die Renten
deutlich erhöht, sondern sie wur-
den stärker mit dem früheren
Arbeitsentgelt verknüpft und soll-
ten dieses in einem bestimmten
Umfang ersetzen (Lohnersatzfunk-
tion der Rente). Die Rentner sollten
auch an der künftigen Entwicklung
des Einkommens in der Volkswirt-
schaft teilhaben.

Die lange Zeit weithin zutreffen-
de Gleichsetzung „Rentner = Ar-
mut im Alter" sollte der Vergangen-
heit angehören. Betrachtet man
die seither eingetretene Entwick-
lung, so ist mit der Rentenreform
1957 ein Erfolgsmodell eingeführt
worden: Armut im Alter ist glückli-
cherweise inzwischen;, ein Rand-
phänomen geworden- und dies
maßgeblich aufgrund des Lei-
stungsniveaus der gesetzlichen
Rente.

Wenn jetzt gesagt wird, die ge-
setzliche Rente könne in Zukunft
keine „Lebensstandardsicherung"
mehr garantieren, so wird implizit
unterstellt, als ob sie dies in der
Vergangenheit getan hätte. Sollte
dahinter die Vorstellung stehen, es
werde der sich im Lohn aus-
drückende „Lebensstandard" aus
der Spätphase des Erwerbslebens

aufrechterhalten, so war dies nie
der Fall: Die Rentenberechnung
bezieht sich ja auf das im Durch-
schnitt des Erwerbslebens erzielte
Arbeitsentgelt, auf die in dieser
Zeit erreichte relative Position
(Rangstelle) - zudem nach oben
begrenzt durch die Beitragsbe-
messungsgrenze - , nicht aber auf
das Entgelt gegen Ende des Er-
werbslebens. Oder wie Kurt Jantz
- langjähriger Abteilungsleiter im
Bundesarbeitsministerium (und
vorher „Generalsekretär für die
Sozialreform") - es hinsichtlich der
57er Reform ausdrückte: „Die
deutsche Rente stellt die Mindest-
sicherung dessen dar, was von der
Sozialen Sicherheit her zu erbrin-
gen ist. Sie läßt damit zugleich
Raum und macht es zweckmäßig,
daß daneben bestimmte.Maßnah-
men der eigenen Vorsorge betrie-
ben werden"1.

Es ist also nicht etwa so, als ob
die Bedeutung von Eigenvorsorge
erst heute erkannt würde. Von
denjenigen, die Vorsorgen konn-
ten, erfolgte dies oft in beträchtli-
chem Maße. Und vor allem für
Arbeitnehmer mit Arbeitsentgelt
oberhalb der Beitragsbemessungs-
grenze der Rentenversicherung
wurde vielfach eine Aufstockung
durch Betriebsrenten realisiert.

In den Jahren nach der Reform
von 1957 wurden mancherlei Ver-
änderungen - auch mit Blick auf
die demographischen Strukturver-
schiebungen - beschlossen und
umgesetzt, unter anderem ab 1992
die nettolohnbezogene Anpas-
sung, da weiterhin steigende di-
rekte Abgaben der Arbeitnehmer
erwartet wurden. Zugleich wurde
ein bestimmtes Rentenniveau als
Ziel definiert: Für einen Durch-
schnittsverdiener nach 45 Versi-

cherungsjahren (Eckrentner, mit 45
Entgeltpunkten) sollte die Rente
rund 70% des jeweiligen durch-
schnittlichen Nettoentgelts • aller
Versicherten betragen. Da das
Sozialhilfeniveau bei rund 40%
des durchschnittlichen Nettoent-
gelts liegt, können zumindest Ver-
sicherte mit annähernd durch-
schnittlichem Verdienst und länge-
rer Versicherungsdauer damit rech-
nen, daß ihre Rente die Sozial-
hilfegrenze (spürbar) übersteigt2.

Die jeweils erforderliche Finan-
zierung der Rentenausgaben sollte
aus Beitragseinnahmen und Bun-
deszahlungen erfolgen. Das ent-
sprach dem Konzept einer „ausga-
benorientierten Einnahmepolitik".
Jetzt soll dagegen eher eine „ein-
nahmeorientierte Ausgabenpolitik"
realisiert werden, indem (wie
schon im Prinzip bei Kranken- und
Pflegeversicherung) weitgehende
Beitragssatzstabilität - und damit
zugleich eine Begrenzung von
Lohn(neben)kosten - angestrebt
wird.

Die Regierungsstrategie

Unstrittig ist, daß in einer deut-
lich alternden Bevölkerung - wie in
Deutschland - Alterssicherung
teurer wird, sofern nicht das
Absicherungsniveau für das Alter
spürbar reduziert wird. Dem will
die Regierung durch eine Dop-
pelstrategie begegnen: Das Lei-
stungsniveau in der gesetzlichen
Rentenversicherung soll deutlich
gesenkt werden, was einen zu-
sätzlichen Vorsorgebedarf erzeugt.
Ein Auffüllen der „Versorgungs-
lücke" soll durch ertragreiche pri-
vate Vorsorge erfolgen, deren
Finanzierung für den einzelnen
durch einen geringeren Anstieg

1 Kurt J a n t z : Die Haupterfahrungen aus
der deutschen Rentenreform, in: Die Ver-
sicherungsrundschau, Jg. 18 (1963), S. 124;
Hervorhebungen nicht im Original.

2 Bei einem Eckrentenniveau von 70%
braucht ein Durchschnittsverdiener etwa 26
Versicherungsjahre, um eine Versicherten-
rente in Höhe des Sozialhilfeniveaus zu errei-
chen.
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der Rentenversicherungsbeiträge
und eine steuerliche Entlastung
bzw. durch Prämien erleichtert
werden soll.

Wie soll dies nun umgesetzt
werden und welche Effekte wären
zu erwarten? Die Regierung will
auf doppeltem Wege das Lei-
stungsniveau der gesetzlichen
Rentenversicherung (GRV) redu-
zieren:

D zum einen soll ein Zusatzfaktor
in die Anpassungsformel eingefügt
werden. Durch ihn wird die Einfüh-
rung eines zusätzlichen Vorsorge-
beitrags von 4% simuliert. Unab-
hängig davon, ob eine Zusatzvor-
sorge - und falls ja, in welchem
Ausmaß - erfolgt, soll dieser virtu-
elle Zusatzbeitrag den Anstieg der
Rentenanpassungen mindern.
Dies trifft gegenwärtige und künfti-
ge Rentner.

D Darüber hinaus soll für künftige
Rentner bei der Erstberechnung
ihrer Rente ein zusätzlicher Kür-
zungsfaktor (beschönigend als
„Ausgleichsfaktor" bezeichnet)
wirksam werden. In den Mai-Vor-
schlägen wurde dies damit, be-
gründet, daß Jüngere die Mög-
lichkeit für zusätzliche Vorsorge
hätten - je jünger, desto länger
und mehr. Die dabei- unterstellte
virtuelle Privatrente sollte dann in
jedem Fall zur Hälfte auf die GRV-
Rente angerechnet werden, diese
also entsprechend reduzieren1, un-
abhängig davon, ob zusätzlich
vorgesorgt wurde oder nicht.
Diese Kürzung wirkt also um so
stärker, je jünger die Versicherten
sind. Zwar ist die spezifische
Begründung dieser Maßnahme-
vier Wochen später aufgegeben
worden, der damit verbundene
Effekt wird aber unverändert durch
diesen „Ausgleichsfaktor" ange-
strebt3.

Bevor auf die quantitativen Aus-
wirkungen eingegangen wird, ein
Wort zum Ansatz: Nicht nur wird

durch die reduzierenden Maßnah-
men ein (zusätzlicher) Vorsorgebe-
darf erzeugt, sondern das GRV-
System wird in seiner Konzeption
und Legitimationsbasis tiefgrei-
fend berührt. Besonders deutlich
zeigt dies das Anrechnungsmodell
des „Ausgleichsfaktors": Wurde
privat vorgesorgt - oder hätte vor-
gesorgt werden können -, dann
besteht danach offenbar ein gerin-
gerer Bedarf an GRV-Rente. Die
Rente wird implizit bedarfsabhän-
gig. Ein solches Anrechnungsmo-
dell existiert bereits bei der Hinter-
bliebenenrente (siehe weiter un-
ten). Dieser Ansatz wirft die Frage
auf, ob damit einer Ankündigung in
der Regierungserklärung von Kanz-
ler Schröder (vom November 1998)
gefolgt werden soll, als es hieß:
„...soziale Leistungen werden wir
stärker als bisher auf die wirklich
Bedürftigen konzentrieren...".

Es ist offensichtlich, daß die
Parameterwerte in beiden Kür-
zungsvorschlägen willkürlich sind
und nahezu beliebig manipuliert
werden können. Erst sollte es ein
(freiwilliger) Zusatzbeitrag von
2,5% sein, jetzt von 4%, dann
wurde ein zusätzlicher „Aus-
gleichsfaktor" auf der Basis einer
unterstellten Rendite für eine
Privatrente von 5,5% definiert,
jetzt - nach erheblicher innerpar-
teilicher Kritik - basiert er auf einer
Rendite-Annahme von 4%, damit
der „Ausgleichsfaktor" weniger
stark wirkt und das „Renten-
niveau" nicht so stark reduziert
wird, wie ursprünglich beabsich-
tigt. Und warum erfolgt nur eine
Anrechnung von 50% der unter-
stellten Vorsorge - zudem nur ei-
ner spezifischen (gegebenenfalls
steuerlich geförderten) Vorsorge-
form - und nicht auch die Anrech-
nung anderer Einkünfte?

Ein kostenträchtiger Weg

Nun zu den quantitativen Effek-
ten. Im Vordergrund der öffentli-
chen Diskussion stehen „Renten-
niveau" und Beitragssätze. Unter
Berücksichtigung der beiden er-
wähnten Mechanismen würde ein
;,Eckrentner" im Jahr 2030 nur
60% des durchschnittlichen Net-
toarbeitsentgelts erhalten statt
rund 70% nach gegenwärtiger
Rechtslage, allerdings erst bei
Rentenbezug ab Alter 654. Ein
Rentenbeginn mit 62 Jahren führt
zu einem Niveau von weniger als
54%. Bei dieser Niveausenkung
brauchte bereits ein Durch-
schnittsverdiener nunmehr 30 Ver-
sicherungsjahre, um eine Rente in
Höhe des Sozialhilfeniveaus zu er-
reichen.

Damit wird offenkundig, daß
viele langjährig Versicherte mit un-
terdurchschnittlichem Verdienst
und/oder geringer Zahl an Ver-
sicherungsjahren aus der GRV
kaum noch eine Rente erwarten
können, die spürbar über der
Sozialhilfe läge. Damit würde aller-
dings die Legitimationsbasis für ei-
ne solche Pflichtversicherung un-
tergraben5. Zu erwarten wäre, daß
die GRV längerfristig zu einem
Umverteilungssystem mutiert, das
primär der Armutsvermeidung
dient und schließlich weithin der
Steuerfinanzierung bedarf.

Die primäre Begründung für die
vorgesehenen Maßnahmen ist die
Begrenzung der Abgaben und die
Vermeidung einer vielfach be-
schworenen „Krise" des Renten-
systems. Ohne die Regierungs-
maßnahmen würde - bei sonst
vergleichbaren Annahmen - ein
GRV-Beitrag im Jahr 2030 von et-
wa 24% zu erwarten sein, mit die-
sen Maßnahmen ein Beitrag von

3 Für manche haben diese Maßnahmen
„Charme" und „Pfiff", andere sehen darin
Beispiele einer „Trickkistenmentalität".

' Dies ist das Ergebnis der im Juni 2000 vor-
gelegten Vorschläge. Die Niveausenkung als
Ergebnis der Vorschlägen vom Mai 2000 war
noch stärker.
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Eckrenten (GRV), Zusatzrenten und Zusatzbeiträge 2020, 2025 und 2030

Jahr

2020

2025

2030

Renten für einen Eckrentner
Gesetzliche Rentenversicherung

Bestandsrenten Neurenten
Eckrente bei
modifizierter

Nettoanpassung
in DM/Mt.

ohne mit
4% Zusatzbeitrag

1 2

3752 3612

4338 4139

4950 " 4715

Abzugs-
betrag in
DM/Mt.

3

108

' 186

283

GRV-
Rente

in
DM/Mt.

(2-3)

4

3504

3953

4432

Zusatz-
rente bei

4%
Rendite in

DM/Mt.

5

260

401

588

Gesamt-
rente in
DM/Mt.
(4+5)

6

3764

4354

5020

Differenz
GRV-

Rente und
Gesamt-
rente in
DM/Mt.

(6-1)
7

12 '

16

70

Beitragszahlung eines
Durchschnittsverdieners

(bei 3% Lohnzuwachs p.a.

4%
Zusatz-

Beitrag ir
DM/Mt.

8

330

382

435

Minderung GRV-Beitrag
im Vergleich zu modi-

fizierter Nettoanpassung
ohne Zusatzbeitrag
(Arbeitnehmeranteil)

% DM/Mt.
9 10

0,50% 41

0,75% 72

1,00% 109

)
Netto-

Zusatz-
Beitrags-
zahlung in

DM/Mt.
(8-10)

11

289

310

326

22%. Hinzu kämen aber 4% Zu-
satzbeitrag allein für die Arbeit-
nehmer. Das heißt, der Arbeitge-
berbeitrag würde dann statt 12%
nun 11 % betragen, der Arbeitneh-
merbeitrag 15% statt 1,2%. Insge-
samt würde die Altersvorsorge
deutlich „teurer" als ohne diese
Maßnahmen6.

Wie zahlt sich die Mehrbela-
stung für die Versicherten aus? Ein
Blick auf die Zahlen in der Tabelle
für die Jahre 2020, 2025 und 2030
zeigt, daß minimale Rentenmehr-
beträge durch hohe Zusatzbei-
träge „erkauft" werden müßten:
Ein „Eckrentner", der 2020 „in
Rente geht" würde danach aus
GRV-Rente plus (unterstellter) Zu-
satzrente insgesamt monatlich 12
DM mehr erhalten, 2030 wären es
für einen neu in Rente gehenden
„Eckrentner" 70 DM monatlich zu-

5 Auf die Probleme, die eine deutliche
Niveaureduktion in der GRV aufwerfen, hat
der Verfasser bereits im Zusammenhang mit
Überlegungen der Vorgängerregierung zur
Einführung eines „demographischen Faktors"
in die Rentenformel hingewiesen; siehe Win-
fried S c h m ä h I: Fragwürdige Schrumpf-
kur, in: Die Zeit, Nr. 52, 20.12.1996, S. 3.
Ausführlichere Analysen hierzu d e r s . :
Alterssicherung - Quo vadis?, in: Jahrbücher
für Nationalökonomie und Statistik, Bd. 216
(1997), S. 413-435. - Inzwischen wurde die-
ser Argumentationsstrang, der auf eine
wichtige Legitimationsbasis eines Pflicht-
Beitragssystems hinweist, verschiedentlich
aufgegriffen, so kürzlich auch vom DIW (DIW
Wochenbericht 30/2000).

6 Ob und gegebenenfalls inwieweit die Be-
lastungsverteilung im Lohnfindungsprozeß
und durch Überwälzungsmaßnahmen verän-
dert würde, ist eine andere Frage.

sätzlich. Allerdings wäre schon ab
2001 ein Zusatzbeitrag fällig, aus
dem sich die Zusatzrente ergeben
soll. So müßte ein Durchschnitts-
verdiener z.B. 2020 eine Mehrbe-
lastung von rund 290 DM monat-
lich hinnehmen, 2030 von rund
330 DM. Auch wenn man eine Ent-
lastung durch steuerliche Maßnah-
men oder Prämien unterstellt7,
bleibt es bei einer jahrzehntelan-
gen deutlichen Mehrbelastung ge-
genüber einer vergleichbaren Ab-
sicherung in der GRV.

Neue Anpassungsformel

Die Regierung will - nach man-
chem Zögern - von der Netto-
lohnanpassung abgehen und im
Prinzip einen schon lange vorlie-
genden - kürzlich auch vom So-
zialbeirat unterbreiteten - Vor-
schlag aufgreifen, um insbesonde-
re die Auswirkungen steuerpoliti-
scher Entscheidungen auf die
Anpassungsformel zu vermeiden.
Diese neue Anpassungsformel
sollte sich auf Bruttolohnentwick-
lung und Beitrag zur Rentenver-
sicherung stützten8.

Allerdings hat die, Regierung
dies um den fiktiven 4%-Zusatz-

7 Wobei im weiteren Verlauf noch intensive
Bemühungen stattfinden werden, bestimmte
Vorsorgeformen in das Förderkonzept inte-
griert zu bekommen. Zudem stellt sich u.a.
die Frage, wie künftig die Pflicht-Sozial-
versicherungsbeiträge steuerlich behandelt
werden sollen, wenn freiwillige Vorsorgeauf-
wendungen steuerfrei gestellt werden.

beitrag erweitert, der aber nur ein
Instrument ist, um das Leistungs-
niveau in der GRV zu reduzieren.
Wenn dies aber das Ziel ist, dann
wäre es - ohne daß ich damit das
Ziel bejahe - meines Erachtens
besser, die Niveausenkung durch
eine direkte, offene Maßnahme
und nicht auf indirektem Wege - in
einen fiktiven Zusatzbeitrag „ver-
packt" - durchzuführen. Dieser fik-
tive Zusatzbeitrag ist Ausfluß zeit-
geistgeprägter politischer Rhetorik.

Bei Entscheidungen über das
anzustrebende „Rentenniveau"
sollte unter anderem berücksich-
tigt werden, was Versicherte in Zu-
kunft vermutlich an Rentenan-
sprüchen (Entgeltpunkten) erwer-
ben können. Dies hängt unter an-
derem von der Entwicklung im
Beschäftigungssystem, aber auch
von der Gestaltung des Leistungs-
rechts ab. Dabei ist zu beachten,
daß sich manche Veränderungen
des Leistungsrechts (wie z.B. die
verringerte Berücksichtigung von
Ausbildungszeiten) nicht auf das
„Eckrentenniveau" auswirken (bei

• Siehe dazu Winfried Seh m a h l : Überle-
gungen zur Veränderung des Anpassungs-
verfahrens für Renten, in: Zeitschrift für Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften, 104. Jg.
(1984), S. 269-306; sowie d e r s . : Die Net-
toanpassung der Renten „auf dem Prüf-
stand": Für eine Modifizierung der Netto-
anpassung und für einen Übergang zu einer
„lohn- und beitragsbezogenen" Anpas-
sungsformel, in: Deutsche Rentenversiche-
rung 1999, S. 494-507, wo auch auf die
„Geschichte" der Vorschläge eingegangen
wird.
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dem ja stets 45 Entgeltpunkte
unterstellt werden), wohl aber auf
das individuell erreichbare Niveau.

Weiterhin sollten Entwicklungen
in anderen Bereichen als der
Rentenversicherung beachtet wer-
den, so die Belastung durch direk-
te Steuern, aber auch durch indi-
rekte Abgaben, sowie eventuell
Mehrbelastungen im Bereich der
Krankenversicherung - z.B. durch
eine Ausweitung der Bemessungs-
grundlage auf alle Einkunftsarten
(wie verschiedentlich vorgeschla-
gen wird) oder durch veränderte
Zuzahlungsregelungen -, schließ-
lich auch die Entwicklung der (bis-
lang nicht dynamisierten) Leistun-
gen der Pflegeversicherung.

Anhebung des Rentenalters
statt „Ausgleichsfaktor"

An die Stelle des manipulations-
trächtigen „Ausgleichsfaktors", der
für künftige Rentner sukzessiv ver-
stärkt wirksam werden soll, wäre
aus meiner Sicht ein anderer, zu-
dem inhaltlich begründbarer An-
satz sinnvoll: Angesichts der stei-
genden Lebenserwartung führt ein
unverändertes Rentenzugangs-
alter zu einer Verlängerung der
Rentenlaufzeit und faktisch (bei
unverändertem RentenrecHt) zu ei-
ner Leistungsausweitung. Länger-
fristig9 könnte eine allmähliche An-
hebung der Regelaltersgrenze im
Zuge steigender Lebenserwartung
erfolgen. Das, wäre ein sinnvoller
„demographischer Faktor" in der
Rentenformel, der zu einem An-
stieg des tatsächlichen Rentenzu-
gangsalters beitragen könnte. Die-
ses wiederum wirkt spürbar entla-

stend auf Ausgabenanstieg und
Finanzbedarf10.

Private Vorsorge und betriebli-
che Alterssicherung sollten die
GRV-Leistungen nicht ersetzen,
sondern gezielt und flexibel ge-
staltbar ergänzen, abgestimmt auf
die jeweiligen Vorsorgebedarfe11.
Gezielte - auch familienpolitisch
differenzierte - Unterstützung wür-
de dies erleichtern.

Daß ein ausgeprägtes Interesse
insbesondere von Finanzmarkt-
akteuren an einer Niveaureduktion
in der GRV besteht, ist verständ-
lich. Die damit verbundenen Wir-
kungen sind allerdings ausgespro-
chen komplex, wenig transparent
(man denke an Kosten und Risi-
ken) sowie mit erheblichen unter-
schiedlichen Effekten für die Ge-
burtsjahrgänge wie auch für Män-
ner und Frauen verbunden. In den
interessegeleiteten optimistischen
Äußerungen, die angesichts der
derzeitigen Goldgräberstimmung
an den Finanzmärkten auf aufnah-
mebereiten Boden fallen, spiegelt
sich dies alles kaum wider. Die fa-
cettenreiche Diskussion über Um-
lagefinanzierung versus Kapital-

8 Etwa ab dem Zeitraum, für den die Regie-
rung auch das Einsetzen ihres „Ausgleichs-
(= Kürzungs-)faktors" vorgesehen hat, also
in der ersten Hälfte des 2. Jahrzehnts des
neuen Jahrhunderts. D.h. Ankündigung jetzt,
aber Wirksamwerden später, um auch hinrei-
chend Anpassungszeit für Arbeitnehmer wie
Arbeitgeber zu geben. Vgl. Näheres bei W.
Seh m a h l : Alterssicherung - Quo vadis?,
a.a.O.

10 Zur Illustration sei anhand der im Juli 2000
vorgelegten 9. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung auf die Entwicklung des
Altenquotienten bei unterschiedlicher Ab-
grenzung der Erwerbsfähigkeitsphase hinge-
wiesen: Betrug der „Altenquotient (60/20)"
(Personen 60 Jahre und älter zu 20- bis un-
ter 60-jährigen) 1999 39,8, würde er (bei
jährlicher Nettozuwanderung von 100000
Personen) auf 73,0 im Jahre 2030 steigen.
Wird das . Erwerbsfähigkeitsalter dagegen
zwischen 20 bis unter 65 Jahren definiert,
wäre der „Altenquotient (65/20)" im Jahre
2030 „nur" rund 47. Da bisher nur Daten für
diese Abgrenzungen veröffentlicht wurden,
sind sie hier exemplarisch benutzt worden,
ohne damit den Eindruck erwecken zu wol-
len, das durchschnittliche (effektive) Renten-
alter werde auf 65 Jahre steigen. Eine all-
mähliche Anhebung des derzeit durch-
schnittlichen Rentenzugangsalters von rund
60 Jahren um vielleicht 2-3 Jahre bis zum
Jahr 2030 würde aber den erforderlichen
GRV-Beitragssatz deutlich reduzieren.

" Auch das wurde schon vor rund 40 Jahren
vertreten: „Wir müssen also von-der Sicht
des einzelnen her sagen, daß Soziale Sicher-
heit durch Eigenvorsorge zu ergänzen, aber
nicht zu ersetzen ist" (K. J a n t z , a.a.O.,
S. 124).

fundierung soll hier nicht aufgegrif-
fen werden12. Vielmehr sei noch auf
einige Aspekte hingewiesen, die in
der aktuellen Diskussion eher ein
Randdasein fristen.

Hierzu gehört auch das Thema
Verlängerung der Rentenlaufzeit,
was mit einer an die Entwicklung
der Lebenserwartung anknüpfen-
den Gestaltung von Altersgrenzen
bereits angesprochen wurde. An-
satzpunkte liegen dabei am An-
fang der Erwerbsphase wie auch
an deren Ende. Allerdings bedarf
es stets „flankierender Maßnah-
men", insbesondere im Bildungs-
wesen. Dazu gehört die verstärkte
Integration älterer Arbeitnehmer
in Weiterbildungsaktivitäten. Ver-
mehrte Humankapitalinvestitionen
werden im Zusammenspiel mit
verlängerter Erwerbsphase für Ar-
beitnehmer wie Arbeitgeber „ren-
tierlicher".

Die Forderung nach „Kapitalfun-
dierung" im Zusammenhang mit
Alterssicherung sollte angesichts
einer alternden Erwerbsbevölke-
rung mehr auf Humankapital-Bil-
dung bezogen werden.

Einschränkung bei der
Hinterbliebenenrente

Hatte die Regierung im Hinblick
auf die Alterssicherung von Frauen
zunächst drei, später zwei Optio-
nen zur Auswahl gestellt - wobei
sich grundsätzlich die Frage stellt,

12 Der Verfasser hat sich dazu an verschie-
denen anderen Stellen geäußert, siehe u.a.
Winfried Seh m a h l : Zum Vergleich von
Umlageverfahren und kapitalfundierten Ver-
fahren zur Finanzierung einer Pflegeversi-
cherung in der Bundesrepublik Deutschland,
Stuttgart u.a.O. 1982; d e r s . : Kapitaldek-
kungs- versus Umlageverfahren, in: Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (H rsg . ) : Kapitalbildung und Inve-
stitionstätigkeit im Zeichen der Globalisie-
rung, Arbeiter, Sonderausgabe, Juni 1995,
S. 7-9; d e r s . : Kapitalmarktorientierte
Reform der gesetzlichen Rentenversiche-
rung - der Stein der Weisen?, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 78. Jg. (1998), H. 5,
S. 264-267; d e r s . : Alterssicherung in
Deutschland an der Jahrtausendwende -
Konzeptionen, Maßnahmen und Wirkungen,
in: Deutsche Rentenversicherung 2000,
S. 50-71.
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ob in einem Pflichtsystem solche
„Optimierungsmöglichkeiten" be-
stehen sollten -, so ist jetzt allein
eine deutliche Einschränkung bei
den Hinterbliebenenrenten vorge-
sehen13. Der Satz der Hinterbliebe-
nenrenten soll von 60% der Ver-
sichertenrente des verstorbenen
Ehegatten auf 55% gesenkt, alle
anderen Einkünfte des/.der Hinter-
bliebenen sollen angerechnet14

und der bislang dynamische Frei-
betrag bei der Einkommensan-
rechnung soll eingefroren werden.
Die dadurch ausgelöste Leistungs-
minderung wird für Kindererzie-
hende abgeschwächt, indem für
jedes Kind ein Zuschlag gezahlt
wird.

Eine Familienkomponente bei
der Hinterbliebenenrente ist aus
meiner Sicht sinnvoll15. Wenn aber
Familienkomponenten bei Versi-
chertenrenten (Kindererziehungs-
zeiten) - durchaus systemadäquat
- aus allgemeinen Haushaltsmit-
teln (neuerdings aus Beiträgen des
Bundes) finanziert werden, so ist
diese Art der Finanzierung bei Hin-
terbliebenenrenten genauso ange-
zeigt. Mehr noch: Bereits das der-
zeitige Anrechnungsmodell der
Hinterbliebenenrenten - nach dem
ja der Zahlbetrag der Rente redu-
ziert wird, wenn eigenes Arbeits-
entgelt und/oder eigene Versicher-
tenrente den Freibetrag überstei-
gen -, macht deutlich, daß Hinter-
bliebenenrenten eine Maßnahme
des sozialen Ausgleichs, der inter-
personellen Einkommensumvertei-
lung, sind. Dies wird noch weitaus
augenfälliger, wenn künftig alle an-

13 Ob Hinterbliebenenrenten auch bei „gleich-
geschlechtlichen Partnerschaften" eingeführt
werden, bleibt abzuwarten. Hierzu gibt es
bislang unterschiedliche Vorstellungen aus
Kreisen der Regierungskoalition.
14 Ausnahme sollen Einkünfte aus der staat-
lich geförderten Altersvorsorge sein. ,
15 In diesem Sinne Winfried Seh m a h l : Fa-
milienorientierte Weiterentwicklung der
staatlichen Alterssicherung in Deutschland,
in: Gerhard K le i nhenz (Hrsg.): Soziale
Ausgestaltung der Marktwirtschaft, Berlin
1995, S. 225-245.

deren Einkünfte auf die Hinterblie-
benenrente angerechnet werden
sollen. Die Finanzierung aus lohn-
bezogenen, am Arbeitsverhältnis
anknüpfenden Beiträgen ist damit
nicht vereinbar.

Das Verhältnis Steuer- zu
Beitragsfinanzierung

Damit wird das Verhältnis von
SJeuer- zu Beitragsfinanzierung
berührt. Während in den letzten
Jahren immer stärker der GRV
übertragene Umverteilungsauf-
gaben ' nun systemadäquät aus
Steuermitteln finanziert werden,
geht man jetzt übrigens bei der
Bundesanstalt für Arbeit den ent-
gegengesetzten Weg, da bereits
2001 der Bundeszuschuß zu der
stark allgemeine Aufgaben aus-
führenden Bundesanstalt entfallen
soll. Dies sieht nach einem Kom-
pensationsgeschäft zwischen Ar-
beits- und Finanzminister aus.
Darauf deutet auch die Reduzie-
rung der Rentenbeiträge der Bun-
desanstalt für Arbeit für Bezieher
von Arbeitslosenhilfe hin.

Ausgeklammert ist bislang auch
die künftige Entwicklung der Bun-
deszahlungen an die Rentenver-
sicherung. Sie basieren inzwi-
schen auf drei unterschiedlichen
Quellen, dem allgemeinen Bun-
deszuschuß, dem zusätzlichen Zu-
schuß aus dem Aufkommen eines
Prozentpunktes der Mehrwert-
steuer und auf Zuführungen aus
der Ökosteuer. Die Forderung,
Mittel der Ökosteuer anders zu
verwenden, wurde inzwischen ver-
schiedentlich erhoben und läßt er-
warten, daß dieser Problemkom-
plex mit auf die Tagesordnung
rückt. Bleibt dies aber aus dem
Gesamtpaket der Vorschläge zur
Weiterentwicklung der Alterssiche-
rung ausgeklammert - was poli-
tisch nahezuliegen scheint -, so
bleibt zugleich ein Finanzierungs-
risiko im Hinblick auf die längerfri-
stige Entwicklung.

Hinter all dem steht aber die
Frage, welches Konzept für die
Alterssicherung insgesamt und für
die gesetzliche Rentenversiche-
rung im besonderen maßgebend
sein soll. Oben habe ich bereits
darauf hingewiesen, daß ein Kon-
flikt zu erwarten ist, wenn man -
was wirtschafts- und sozialpoli-
tisch und auch im Hinblick auf die
Akzeptanz der GRV sinnvoll ist - in
der GRV eine enge Beziehung zwi-
schen Leistung und Gegenlei-
stung erhalten, zugleich aber das
Leistungsniveau spürbar reduzie-
ren will.

Eine enge Beitrags-Leistungs-
Verknüpfung könnte dazu beitra-
gen, die Rentenversicherung weni-
ger eingriffsanfällig zu gestalten, da-
mit vertrauensbildend wirken und
zu sozial- wie wirtschaftspolitisch
befriedigenden Wirkungen führen16.

Aufklärung über
Wirkungen notwendig

Es bedarf meines Erachtens
weitaus mehr an differenzierten In-
formationen über die Auswirkun-
gen, als bislang der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht wird. Die viel
beschworene „Zivilgesellschaft"
und das Konzept des „mündigen
Bürgers" erfordern mehr Transpa-
renz und Aufklärung. Für einen
Großteil der Bürger - insbesonde-
re auch in Ostdeutschland - wird
auf absehbare Zeit die GRV das
zentrale Alterssicherungssystem
bleiben. Zu einem Wiedergewin-
nen von Vertrauen in die GRV, das
durch die öffentliche Diskussion -
man muß sagen, teilweise sogar
gezielt - beschädigt wurde, gehört
auch, dieses System nicht etwa
manipulationsanfällig und noch in-
transparenter zu machen, sondern
zu vereinfachen. Angesichts der
bisherigen Vorschläge sind wir da-
von aber noch weit entfernt.

18 Zu weiteren Maßnahmen zur Weiterent-
wicklung der umlagefinanzierten Rentenver-
sicherung siehe W. Seh m a h l : Alterssi-
cherung in Deutschland an der Jahrtausend-
wende, a.a.O.
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